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Liebe Leserinnen und Leser!

Indaba 
heißt 

Neuigkeit  
oder

Gespräch

Walter Sauer 

„Manchmal habe ich das Gefühl, daß uns schon die Knie ausgehen, in die wir uns selbst 
schießen könnten“, sagte der südafrikanische Freiheitsaktivist und Verfassungsrichter Albie Sachs 
bei seinem großen Vortrag in Wien im Jänner (INDABA 73/12). An diesen Ausspruch fühlte ich 
mich erinnert, als ich Mitte August die Nachricht vom Massaker der Polizei an den streikenden 
Bergarbeitern des Marikana-Bergwerks erhielt.

Sicher: Gut und böse ist nicht eindeutig zuordenbar, Gewalt wurde auf beiden Seiten verübt, 
die Hintergründe sind komplex und müssen differenziert aufgearbeitet werden. Aber 
dennoch: Hier wurden menschenrechtliche Grundprinzipien des Neuen Südafrika 
verletzt, politische Fehlentwicklungen der letzten Jahre eskalierten in furchtbarer 
Weise, Sicherungen brannten durch, die nicht hätten durchbrennen dürfen.

Sie erinnern sich: Bei aller Würdigung der Errungenschaften Südafrikas weisen wir 
in INDABA seit Jahren auch auf die ungelöste soziale Frage hin, auf die angesichts 
einer jahrelang durchgeführten neoliberalen Wirtschaftspolitik gestiegene Armut 
und Arbeitslosigkeit, die Unzufriedenheit in breiten 
Kreisen der Bevölkerung. Waren die insgesamt 44 
Toten nur Vorboten einer breiteren Eskalation?

Medien in aller Welt griffen das Geschehen 
naturgemäß auch und kommentierten es (wenn auch nicht im-
mer ganz sachlich). Südafrikas Image, seit der Fußball-WM 2010 
weitgehend positiv, dürfte nachhaltig beschädigt sein. 

Eine andere Meldung fiel dem Medienhype rund um diese 
Ereignisse leider ungerechterweise zum Opfer. Am 12. August 
wurden in Upington die sterblichen Überreste des Ehepaars Pienaar 
feierlich beerdigt, die im April von Österreich an Südafrika resti-
tuiert worden waren (INDABA 74/12). Staatspräsident Zuma ging 
in seiner Rede ausführlich auf die Geschehnisse ein und dankte 
unter anderem auch SADOCC für seine Rolle bei der Ausarbeitung 
einer Lösung. Seitens der österreichischen Botschaft in Pretoria überbrachte Gesandter Martin 
Gärtner die Entschuldigung der Regierung in Wien, die von Südafrika angenommen wurde – „im 
Sinne der Verstärkung der Bandes der Freundschaft und Solidarität zwischen unseren Ländern“, 
wie Zuma betonte (eine kurze Reportage vom Begräbnis ist im Internet unter http://www.youtube.
com/watch?v=p8rleownb8U zu sehen, Zumas Rede im Wortlaut findet sich unter http://www.
info.gov.za/speech/DynamicAction?pageid=461&sid=29756&tid=79575).

Jetzt geht es darum, die vereinbarte Zusammenarbeit in wissenschaftlichen und kulturellen 
Fragen zwischen Österreich und Südafrika zu konkretisieren und in die Tat umzusetzen. Vielleicht 
ist auch das ein kleiner Beitrag dazu, die Hintergründe von Marikana Mine zu bewältigen.

Pienaar-Begräbnis

. . . . . . . . . . . . . . . . .  e D i t o r i a l
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schwerpunkt. . . . . . . . . . . . . . . . 
Stimme aus dem Süden:
Gewerkschaften und Entwicklungspolitik

Der zimbabwe’sche Spitzengewerkschafter Wellington Chibebe hielt das 
Hauptreferat bei der Entwicklungspolitischen Enquete des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes am 12. September in Wien. Seine These: Mehr 
Berücksichtigung von Arbeitnehmerthemen in der Entwicklungspolitik! 
Walter Sauer berichtet.

für den 12. September hatte der 
Österreichische Gewerkschafts-

bund – erstmals wieder seit etlichen 
Jahren – zu einer entwicklung-
spolitischen Enquete eingeladen. 
Caritas-Präsident Franz Küberl, die 
Geschäftsführerin der Arbeitsgemein-
schaft Globale Verantwortung, Ruth 
Picker, und der Direktor der Öster-
reichischen Forschungsstiftung für 
internationale Entwicklung, Werner 
Raza, hatten als Podiumsdiskutanten 
zugesagt. Das Hauptreferat aber 
hielt der frühere Generalsekretär des 
Zimbab we Congress of Trade Unions 
und jetzige stellvertretende Chef 
des Internationalen Gewerkschafts-
bundes, Wellington Chibebe. Thema 
der Veranstaltung: Entwicklungspolitik 

aus gewerkschafts politischer Sicht, 
eine Materie also, die angesichts der 
in den letzten Jahren überwiegenden 
Business-Lastigkeit der heimischen 
Entwicklungs  zusammenarbeit durch-
aus für Spannung sorgte.

das derzeitige Entwicklungsmodell 
der Weltwirtschaft, basierend auf 

„Mehr Markt, weniger Staat“, habe 
nicht zu nachhaltigem Wachstum und 
sozialem Fortschritt geführt, weder in 
den Entwicklungsländern noch in den 
Schwellen- oder Industrieländern, 
beginnt Chibebe seine Überlegungen. 
„Unregulierter Kapitalismus zerstört 
unsere Umwelt und ist nicht nachhaltig. 
Wir brauchen ein alterna-
tives globales Produktions-
system, das human und 
sozial verantwortlich ist. 
Es muß auf menschenwür-
dige Arbeit und auf Investi-
tionen in die Menschen durch Bildung 
und Gesundheits versorgung ausge-
richtet sein, der regionalen Integration 
Priorität einräumen und dem Schutz 
der Umwelt und der Arbeitnehmer-
rechte gerecht werden. Wir brauchen 
internationale Rahmenbedingungen, 
die einen ausgewogenen wirtschaft-
lichen und sozialen Fortschritt – auch 
der Entwicklungsländer – und deren 
gerechte Teilhabe an der globalisierten 
Wirtschaft ermöglichen. Wir lehnen 

die Plünderung der natürlichen Re-
ssourcen in den Entwicklungsländern 
durch multinationale Unternehmen 
und korrupte Eliten ab und unterstützen 
die Bemühungen dieser Länder um 
den Ausbau ihrer Wertschöpfungs-
kapazitäten im Produktionsbereich 
unter umfassender Achtung der Arbeit-
nehmerrechte. Der Abbau natürlicher 
Ressourcen durch multinationale 
Konzerne muß den betroffenen Ge-
meinden und Ländern zugutekommen 
und mit einer nachhaltigen Entwicklung 
vereinbar sein.“

Entwicklungspolitik versteht der 
promi              nente  Gewerkschafter aus Zim-
babwe als ein Instrument zur Realisie-

rung dieser neuen Wirt-
schaftsordnung. Nicht als 
das einzige – mindestens 
genauso wichtig sind für 
ihn etwa Handels- oder 
Steuer politik (Finanz-

transaktionssteuer), überhaupt alle 
Maßnahmen, die die Finanzspekulation 
eindämmen, die Realwirtschaft stärken 
und mehr Wertschöpfung in den Län-
dern des Südens ermöglichen. Aber in 
diese Reihe gehöre auch Entwicklung-
spolitik, so Wellington Chibebe: „Es 
geht dabei letztlich um Solidarität, um 
auf globaler wie auch nationaler Ebene 
einen Zustand herzustellen, der die 
volle Realisierung der in der Erklä rung 
der Menschenrechte der UNO fest-
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Wellington Chibebe

Arbeit als 
wesentlicher 

Faktor



„Ich bin sehr optimistisch“, sagt mir Wellington Chibebe, früherer Ge-
neralsekretär des Zimbabwe Congress of Trade Unions (ZCTU), dem ich in 
seinem einfachen Büro in Brüssel gegenübersitze. „Zimbabwe ist als Land 
etwas Besonderes, die Menschen arbeiten hart, es hat große Ressourcen, 
ich habe großes Vertrauen in den Prozeß, der jetzt läuft, sehr bald schon 
wird alles in Ordnung kommen. Sobald wir eine demokratisch gewählte 
Regierung haben werden, wird es höchstens fünf Jahre dauern, daß wir 
den Standard von Mitte der 90er Jahre wieder erreichen – darauf wette ich 
meinen letzten Dollar!“

Ja, wenn es einmal eine demokratische Regierung geben wird... Wann 
das sein wird, steht freilich noch in den Sternen – darüber gibt sich auch 
Wellington keinen Illusionen hin. Nach wie vor besteht kein Konsens über 
die neue Verfassung, unter der 2013 Parlamentswahlen abgehalten werden 
sollen. Zwar wurde von COPAC, einer gemeinsamen Kommission der drei 
Regierungsparteien (ZANU PF und der beiden MDCs), ein Entwurf ausgear-
beitet, dieser jedoch postwendend von ZANU PF wieder verändert. „Dabei 
geht es um einige ganz zentrale Materien“, sagt Wellington. „Zum einen soll 
die Stellung des Präsidenten geschwächt und sollen dafür das Parlament 
und die Regionen gestärkt werden, und zum anderen ist die Möglichkeit 
der Doppelstaatsbürgerschaft umstritten.“ Immerhin 3,5 Millionen Zimbab-
wer/innen sollen sich angeblich im Ausland befi nden, viele davon haben 
eine britische oder eine andere Staatsbürgerschaft angenommen – ein nicht 
unbeträchtliches Wählerpotential also. 

Wenn es zu keiner Lösung kommt, fordern die beiden Flügel des MDC 
und viele Nichtregierungsorganisationen die Abhaltung einer sogenannten 
Stakeholderkonferenz; ZANU PF hingegen tritt für die Abhaltung der Wahlen 
noch unter der gegenwärtigen, wenig demokratischen Verfassung ein. Was 
dann passieren würde?

Ja, derzeit gebe es eine Situation relativen Friedens, sagt Wellington, aber 
das könne sich ändern. Immerhin kontrolliere Mugabes Partei alle sicher-
heitsrelevanten Ministerien und Institutionen, und innerhalb von ZANU PF 
gebe es verschiedenen Machtzentren, die miteinander konkurrierten. Auch 
die Spitzen des Justizwesens befänden sich in den Händen der traditionellen 
Regierungspartei, viele Richter agierten allerdings sehr professionell und 
unabhängig, daher komme es immer wieder zu korrekten Urteilssprüchen. 
Und er hoffe, daß im Fall einer Neuwahl die beiden Teile des MDC, die in 
vieler Hinsicht miteinander konkurrierten, eine gemeinsame Wahlplattform 
schließen würden.

„Nichtregierungsorganisationen, darunter auch die Gewerkschaften, 
spielen in Zimbabwe eine bedeutende Rolle“, sagt Wellington. „Politisch 
stimmen sie in wesentlichen Fragen mit dem MDC überein, auch wenn es 

Chibebe zu       Zimbabwe
geschriebenen sozialen Grund rechte 
für alle Menschen ermöglicht. Es 

geht um soziale Gerech-
tigkeit.“ – schon des-
halb eine interessante 
These, weil der Begriff 
„soziale Gerechtig  keit“ 
im Drei jahres   pro                      gramm 
der öster reichischen 

Ent wicklungszusammenarbeit nicht 
vorkommt.

der Faktor Arbeit müsse daher für 
eine Entwicklungspolitik, die sich 

als Beitrag zur Realisierung einer sozial 
gerechten Weltordnung verstehe, eine 
Schlüsselrolle spielen, so Wellington 
Chibebe. „Erstens können wir die aktu-
ellen globalen Herausforderungen ohne 
menschenwürdige Arbeit, also ohne die 
Schaffung zufriedenstellender Arbeits-
verhältnisse und Arbeitsbedingungen 
gar nicht bewältigen. Und zweitens ge-
hören die Gewerkschaften – zusammen 
mit Jugend-, Bauern- oder Frauenor-
ganisationen – zu des Hauptakteuren 
des Kampfes um soziale Gerechtigkeit. 
Entwicklungspolitik verstehen wir ja 
nicht als Charity, als humanitäre Hilfe 
(die ja auch wichtig ist, aber an den 
Ursachen der Probleme nichts ändert), 
sondern als Empowerment jener ge-
sellschaftlichen Kräfte, die nachhaltig 
für Veränderung kämpfen.“

Chibebe verweist hier auf sein 
Heimatland Zimbabwe, wo der Gewerk-
schaftsbund – der Zimbabwe Congress 
of Trade Unions – als einer der ersten 
in den 1990er Jahren die Frage einer 
neuen, demokratischeren Verfassung 
angesprochen hat und Pate für so 
manche Bürgerrechtsorganisation und  
letztendlich auch für die Opposition, 
heutige Mit-Regierungspartei MDC 
(Movement for Democratic Change) 
Pate gestanden ist – mit allen Folgen 
der Unterdrückung durch den ZANU 
PF-kontrollierten Staatsapparat.

EZA: Ge-
werkschaften 

fördern!

schwerpunkt . . . . . . . . . . . . . . . . 
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immer wieder unterschiedliche Ansichten gibt. Die Teilnahme der MDCs 
an der durch das Global Political Agreement geschaffenen gemeinsamen 
Regierung hat natürlich auch zu vielen Kompromissen geführt, oft müssen 
die MDC-Minister eine gemeinsame Regierungslinie vertreten, auch wenn 
sie gar nicht davon überzeugt sind. Und immer wieder werden Entschei-
dungen getroffen, die mit den NGOs nicht wirklich konsultiert worden sind, 
das schafft natürlich böses Blut. Andererseits gibt es freilich auch NGOs 
mit extremen Ansichten, die sich nur selbst profi lieren wollen und nicht an 
eine Mitgliederbasis rückgekoppelt sind, das macht es dann auch nicht 
leichter.“

Eine der größten, wenn nicht überhaupt die größte Organisation Zim-
babwes sei mit etwa 300.000 Mitgliedern ZCTU, der Zimbabwe Congress 
of Trade Unions. Nicht nur wegen seiner starken Mitgliederbasis, sondern 
auch durch seine starke Vernetzung mit gesellschaftlichen Instanzen, so-
wohl in den Städten als auch auf dem Land, komme ihm immer noch ein 
hoher innenpolitischer Stellenwert zu, so Wellington. Nach ausführlicher 
Prüfung habe ZCTU dem COPAC-Verfassungsentwurf als Arbeitsdoku-
ment zugestimmt. ZANU PF wisse genau, daß ZCTU das Rückgrat des 
demokratischen Widerstands sei, und habe deshalb mit einer Infi ltrie
rungsstrategie begonnen. Nicht ohne Erfolg, letztlich aber hätten sich – wie 
der Gewerkschaftskongreß 2011 gezeigt habe – die Kräfte des Widerstands 
doch behaupten können.

Wie er zur Forderung der NGOs stehe, nach südafrikanischem Vor-
bild eine Wahrheits- und Versöhnungskommission einzurichten, um die 
Menschenrechtsverletzungen der Regierungszeit Mugabe aufzuarbeiten? 
„Diese Forderung ist nach wie vor aktuell“, stimmt Wellington zu. „Es gibt 
Emotionen und Betroffenheiten, und diese müssen zur Kenntnis genom-
men und aufgearbeitet werden. Dabei geht es nicht notwendigerweise um 
materielle Kompensation, sondern darum, daß die Opfer gehört werden 
und ihr Leiden zur Kenntnis genommen wird. Mein persönliches Beispiel: 
Ich wurde in den Polizeizellen fast zum Krüppel geschlagen, meine linke 
Hand kann ich bis heute nur eingeschränkt bewegen. Ich würde sehr gern 
wissen, wer mich so behandelt hat und auf wessen Befehl. Heute müßte 
ich jeden Uniformierten verdächtigen und kann mich nicht mit jemand 
Bestimmtem auseinandersetzen. 

Das ist im Vergleich zu dem, was Andere mitgemacht haben, sicher 
nur eine Kleinigkeit, und ich sage es nur als ein Beispiel. Wir als Gesell-
schaft dürfen nicht so tun, als ob nichts geschehen wäre, vom Massaker 
im Matabeleland Anfang der 80er Jahre angefangen. Darin stimmen alle 
demokratischen Kräfte überein.“

Chibebe zu       Zimbabwe

. . . . . . . . . . . . . . . . 
was das inhaltlich für die (Neu-) 

Kon zeption von Entwicklungs-
politik etwa in Österreich bedeute, wird 
Chibebe gefragt. Ohne im Detail auf die 
österreichische Situation einzugehen, 
spricht er Folgendes an: eine stärkere 
Bezugnahme auf das „decent work“-
Konzept der ILO, eine Schwerpunktle-
gung auf Beschäftigungspolitik (job 
creation), verbesserte Arbeitsbedin-
gungen und Arbeitnehmerschutz in 
Betrieben sowohl in einheimischer 
– privater oder staatlicher – Hand 
als auch bei ausländischen Inves-
titionen, die Stärkung von Gewerk-
schaften bzw. Interessensverbänden 
informell Be schäftigter, die Entwick-
lung von Arbeitsmarkt- und So zial  -
ver sicherungs institu-
tio nen sowie letztlich 
die Förderung des 
Sozialdialogs. Auch 
ein ver  gleichsweise 
kleiner Geberstaat wie 
Österreich könne hier 
angesichts seines vergleichsweise 
hohen sozialstaatlichen Niveaus 
und seiner funktionierenden Sozial-
partnerschaft wertvolle Erfahrungen 
einbringen.

ansätze dazu - denkt man Welling-
ton Chibebes Anregungen weiter 

- hat es in der heimischen Entwicklung-
szusammenarbeit ja schon gegeben: 
die Förderung kleiner Gewerkschaft-
sprojekte (etwa des gewerkschafts-
nahen Vereins Weltumspannend 
arbeiten) oder Zusammenarbeit mit 
der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, wenn auch nur auf dem Balkan. 
Vom Sozialministerium wurde in der 
ersten Hälfte der 90er Jahre der 
Auf bau eines Sozialversicherungssy-
stems in Zimbab we gefördert (was ja 
dann leider der politischen Krise zum 
Opfer fi el). 

Walter Sauer

Wichtige Rolle 
der ILO
in Genf

schwerpunkt
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 spektrum
Parlamentswahlen in Angola ha-

ben am 31. August 2012 stattgefunden 
– erst zum zweiten Mal seit dem Ende  
des Bürgerkrieges und zum dritten Mal 
seit der Staatsgründung 1975. Lan-
desweit waren mehr als 10.000 Wahl-
stationen für die etwa neun Millionen 
registrierten Wähler/innen errichtet 
worden, neun Parteien beteiligten sich 
insgesamt. Bei Abgabe seiner Stimme 
in einer Schule in Luanda rief Staatsprä-
sident José Eduardo dos Santos die 
Bevölkerung neuerlich zur Teilnahme 
an der Wahl auf. Einer Wahl allerd-
ings, welche, Prognosen zufolge, die 
Vorrangstellung der regierenden MPLA 
bekräftigen dürfte. Beim letzten Urnen-
gang 2008 hatte die Regierungspartei 
ca. 81 Prozent der Stimmen erhalten, 
während auf die oppositionelle UNITA 
(hervorgegangen aus der terroristisch-
en Rebellenbewegung des 2002 ums 
Leben gekommenen Jonas Savimbi) 
nur 10 Prozent entfallen waren. 

Nach der neuen angolanischen 
Verfassung von 2010 wird der Vor-
sitzende der stimmenstärksten Partei 
automatisch Staatspräsident. Zuvor 
hatte die Verfassung Direktwahlen für 
das Präsidentenamt vorgesehen, die 
allerdings (teilweise kriegsbedingt) 
nur einmal abgehalten wurden, und 
auch da nur ein erster Durchgang im 
Jahr 1992. Der amtierende Präsident 
Dos Santos regiert seit 1979. Unter 
dem Eindruck des „nordafrikanischen 
Frühlings“ hatte die MPLA im vorigen 
Jahr mit dem Vorsitzenden des ver-
staatlichten Erdölkonzerns Sonangol, 
Manuel Vicente, einen Nachfolgekan-
didaten bestimmt. Unklar ist jedoch, ob 
Dos Santos seine neuerliche Amtszeit 
ausfüllen oder seinen Posten zwisch-
enzeitlich aufgeben wird.

Sowohl die oppositionelle UNITA 
als auch Nichtregierungsorganisa-

tionen klagten über Manipulationen 
bei der Wahlvorbereitung, vor allem 
bei der Erstellung der Wählerlisten, 
in denen angeblich tausende Wahl-
berechtigte nicht enthalten sind. Zu 
einem Zwi schenfall mit der Polizei 
war es in Luanda gekommen, als 
Anhänger der neuen Partei CASA-CE 
(Koalition Erlösung), die sich im April 
aus ehemaligen Funktionären beider 
bisheriger Parteien gebildet hatte und 
die vor allem die Jugend anzusprechen 
versucht, ihre Akkreditierung als Wahl-
beobachter durch die Wahlkommission 
erzwingen wollten. Mehrere Demon-
stranten waren verhaftet und Schüsse 
abgefeuert worden. Ansonsten verlief 
die Wahlkampagne friedlich.

Die ersten Gemeinderatswahlen-
wahlen sind in Angola für 2014 geplant. 

Massiver Wahlboykott in Swazi-
land. Bei der Registrierung für die 2013 
anstehenden Kommunal wahlen sind 
hunderttausende Bürger/innen Ende 
August dem Aufruf der Opposition zum 
Wahlboykott gefolgt. Während sich für 
die ersten Parlamentswahlen im Jahr 
2008 noch 350.000 Wähler/innen ge-
meldet hatten, waren es jetzt nur knapp 
27.000. Die Regierung in Mbabane hat 
die Frist für die Registrierung nun um 
eine Woche verlängert.

Die unterdrückte Opposition und 
Gewerkschaften haben zum Boykott 
aus Protest gegen das undemokra-
tische politische System aufgerufen. 
Zu den Wahlen dürfen nur vom Regime 
ausgewählte Kandidaten antreten. 
Der autokratisch regierende König, 
Mswati III., steht Reformen ablehnend 
gegenüber (INDABA 71/11). Während 
er und seine 13 Frauen für ihren ex-
travaganten Lebensstil bekannt sind, 
lebt der größte Teil der Bevölkerung 
in bitterster Armut, HIV/Aids ist weit 
verbreitet. Trotz der neuen Verfassung 
ist die königliche Proklamation von 

1973, die politische Parteien unter-
sagte, nach wie vor in Kraft. Politische 
Aktivitäten von Organisationen und 
Gewerkschaften, die regierungskritisch 
sind, werden verboten oder von der 
Polizei behindert, die Medien werden 
zensuriert.

Für die Zeit um den Unabhängig-
keitstag, den 6. September, rief die 
Swaziland Democracy Campaign zu 
einer internationalen Solidaritätswoche 
für Swaziland auf.

 
Botswana – Diamanten. Der 

größte Diamantenhändler der Welt, De 
Beers, hat damit begonnen, sein Roh-
diamanten-Geschäft nach Botswana 
zu verlagern. Als erster Schritt wurde 
zunächst das Sortieren der Edelsteine 
in die Hauptstadt Gabarone verlagert, 
wie Firmenchef Philippe Mellier Anfang 
August mitteilte. Ab Ende 2013 will das 
Unternehmen dann alle Rohdiaman-
ten über Gaborone verkaufen. Bisher 
waren Verkauf und Sortierung in Lon-
don ansässig. 

Nach Angaben Melliers würde 
Gaborone damit zum weltweit füh-
renden Zentrum für den Handel mit 

 . . . . . . . . . . . . . . 
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süDliches afrika

  75/12   inDaBa6  



Rohdiamanten. Künftig würden dem-
nach Steine im Wert von rund 6 Mrd. 
Dollar (4,9 Mrd. Euro) über das südaf-
rikanische Land verkauft. DeBeers ist 
Weltmarktführer im Bereich Abbau und 
Verkauf von Diamanten. Die Firma 
wurde 1888 vom englischen Politiker 
und Geschäftsmann Cecil Rhodes 
gegründet. 

Zimbabwe: Razzien gegen Ho-
mosexuelle. Die Repression gegen 
Homosexuelle in Zimbabwe nimmt 
nach Angaben von Aktivist/inn/en zu. 
Eine Woche nach der Festnahme 
von 44 Homosexuellen durchsuchten 
Dutzende Polizisten das Büro der 
Schwulen- und Lesbengruppe GALZ in 
Harare, wie das Bündnis afrika  nischer 
Bürger rechts gruppen ARASA mit teilte. 
Die Beamten hätten Computer und Do-
kumente mitgenommen. Offiziell hieß 
es, die Suche habe illegalem Daten-
material und anstößigen Publikationen 
gegolten. ARASA hingegen sprach 
von „Übergriffen“ und „willkürlichen 
Festnahmen“. Die 44 Homosexuel-
len seien festgenommen worden, als 
sie sich versammelt hätten, um einen 
Bericht über Ver letzungen der Rechte 
Homosexueller und Informationen über 
Verstöße im Verfassungsentwurf für 
Zimbabwe zu veröffentlichen. Die 
Organisation verurteilte die Übergriffe 
und forderte die Freilassung der Festge-
nommenen. Der langjährige autoritäre 
Machthaber des südostafrikanischen 
Landes, Robert Mugabe, hatte ho-
mosexuelle in der Vergangenheit als 
„Hunde und Schweine“ bezeichnet. 

Ex-Polizist in Zimbabwe wegen 
Gewalt in Diamantenmine verurteilt.  
Ein früherer Polizeioffizier ist in Zim-
babwe wegen der Ermordung eines 
Diamantenwäschers in einer Mine zu 18 
Jahren Haft verurteilt worden. Das Ge-
richt in Harare sah es als erwiesen an, 

daß der 51-jährige Polizist im Jahr 2008 
einen illegalen Diamantenwäscher im 
Marange-Gebiet mit Knüppeln zu Tode 
geprügelt hatte. Außerdem wurde der 
Ex-Polizist zu weiteren drei Jahren 
Haft verurteilt, weil er drei weitere Dia-
mantenwäscher mißhandelt hatte. Es 
war das erste Mal, daß ein Gericht in 
Zimbabwe ein Urteil zu Gewalt in den 
Minen des Landes sprach.  

Die zimbabwe’sche Armee hatte 
2008 gewaltsam die Kontrolle über die 
wertvollen Minen des Marange-Gebiets 
übernommen. Dabei kamen nach An-
gaben von Menschen rechtsgruppen 
rund 200 Menschen ums Leben. 2009 
wurde der Handel mit Diamanten aus 
den Minen durch den sogenannten 
Kimberley-Prozeß zur Bekämpfung des 
illegalen Diamantenhandels untersagt, 
inzwischen jedoch teilweise wieder 
erlaubt. Im August 2011 berichtete die 
BBC über Folter und Zwangsarbeit auf 
den Diamantenfeldern im Marange-
Gebiet. 

Streik bei chinesischer Firma in 
Namibia. In Namibia nimmt der Unmut 
über die Praktiken chinesischer Bau-
firmen zu. Mehr als hundert Arbeiter 
an der in Bau befindlichen neuen Mi
litärakademie in Okahandja begannen 

Anfang Juli einen Streik, um gegen 
Verletzungen des namibischen Ar-
beitsrechts durch die Jiangsu Zhengtai 
Construction Group zu protestieren. 
Im Speziellen bezogen sich die Be-
schwerden auf niedrige Stundenlöhne 
(5 Nam-$ anstatt des gesetzlichen 
Mindestlohns von 11 Nam-$), die 
Vorenthaltung von Urlaub und Kranken-
stand sowie die Weigerung der Firma, 
die Beschäftigten bei der Sozialver-
sicherung anzumelden. 

Ein Sprecher der Firma, Vincent 
Zhang, bezeichnete den von der Metal 
and Allied Workers Union (MANWU) 
organisierten Streik als illegal und wies 
alle Vorwürfe zurück. Die Bezahlung der 
Arbeiter würde nach „Produktivität“ er-
folgen. Bezüglich der Sozialversicher-
ung stünde man in „Kommunikation“ 
mit dem Arbeitsministerium, um eine 
geeignete Vorgangsweise zu finden.

Oppositionsproteste in Namibia. 
Einen viertägigen Sitzstreik orga-
nisierte die größte Oppositionspartei 
im namibischen Parlament, die von 
der SWAPO abgespaltene Rally for 
Democracy and Progress (RDP), im 
Juli 2012 in Windhoek, erst vor dem 
Gebäude des Verfassungsgerichts-
hofs, dann in den Gartenanlagen des 
Parlamentsgebäudes. Sie protestierte 
damit gegen die Verzögerung des Ur-
teilsspruchs des Ober sten  Gerichtshofs 
betreffend die Beschwerde der Oppo-
sitionsparteien über Wahlfälschungen 
bei den letzten Parlamentswahlen 
im Jahr 2009, welche die regierende 
SWAPO mit einer Dreiviertelmehrheit 
gewonnen hatte.

Daß die Klage seither den gerichtli-
chen Instanzenzug nach oben geklet-
tert und nunmehr seit langem beim 
Obersten Gerichtshof anhängig ist, 
wird von RDP-Vertretern als Zeichen 
dafür gewertet, daß die vorgelegten 
Beweise für massive Manipulationen 
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vor allem in den Wahlkreisen des Nor-
dens von den Gerichten als stichhaltig 
gewertet wurden und nunmehr ein 
Urteil zu Lasten der Regierungspar-
tei erfolgen müßte. Dies würde nicht 
nur eine politische Niederlage für die 
SWAPO bedeuten, sondern auch die 
Legitimität der inzwischen zu Ende 
gehenden Le gislaturperiode in Frage 
stellen (die nächsten Wahlen zum 
Parlament stehen im November 2013 
an). Als indirekte Folge der Klage sieht 
man die Bemühungen des Innenmin-
isteriums um eine neues Wahlgesetz 
und neue Vorschriften zur Erstellung 
des Wählerregisters.

Der Sitzstreik vor dem Parlament 
mußte von der RDP aufgrund einer 
polizeilichen Anweisung („Betreten der 
Bannmeile“) beendet werden, was als 
„politische Benachteiligung“ kritisiert 
wurde. Protestaktionen dieser Art sind 
in Namibia eher selten. Gemeinsam 

 . . . . . . . . . . . . . . . 
mit der kurz zuvor stattgefundenen 
Besetzung der SWAPO-Parteizentrale 
in Windhoek durch arbeitslose Jugendli-
che deutet auch die RDP-Protestaktion 
auf zunehmende Unzufriedenheit in 
verschiedenen Bevölkerungskreisen 
und eine daraus entstehende Radika-
lisierung der namibischen Innenpolitik 
hin.

Neuer Botschafter von Moçam-
bique. Sein Beglaubigungsschreiben 
hat der Botschafter von Moçambique 
in der Bundesrepublik Deutschland, 
Amadeu Paulo Samuel da Conceição, 
am 2. Juli an Bundespräsident Heinz 
Fischer überreicht. Begleitet wurde 
er dabei von Botschaftssekretär 
Domi  n   gos Fernando. Botschafter da 
Conceição, geboren 1960, absolvierte 
ein Studium an der Hochschule für 
Internationale Beziehungen in Maputo 
und eine Ausbildung an der Akademie 

süDliches afrika

Dawid Kruiper verstorben
Am 13.Juni 2012 verstarb der weltweit bekannte Dawid Kruiper (76) in Upington,Northern Cape. Der südafri-

kanische Traditional Leader der Khomani San widmete sein Leben dem Kampf gegen Diskriminierung und Enteignung 
der sogenannten „Buschmänner“. Er selbst wurde im Kalahari National Park (heute Kgalagadi Transfrontier Park) 
geboren und wie auch die anderen Mitglieder seiner Community in den frühen 70er Jahren daraus vertrieben. Nach 
dem Ende der Apartheid war er die treibende Kraft hinter den Bemühungen, die zur erfolgreichen Landrückgabe an 
die Khomani San führten. 1999 und 2002 wurden große Flächen sowohl außerhalb als auch innerhalb des Parks an 
die Khomani zurückgegeben. Doch heute noch kämpfen die Mitglieder der Community um die ihnen zustehenden 
Rechte zur Nutzung ihres Landes. 

Dawid Kruiper, den ich persönlich im Zuge meiner Forschungen (Diplomarbeit „Lions and Jackals. Peace Parks im 
Südlichen Afrika“) nicht nur kennenlernen durfte, sondern auch als Freund gewonnen habe, brachte seinen Schmerz 
über die Landproblematik in einem Interview zum Ausdruck: „Mein Herz liegt im Park. Dort, wo ich geboren wurde 
und aufgewachsen bin. Dort liegt unsere Kultur und unsere Tradition. Aber ich, Dawid, habe nicht das Recht und die 
Macht hineinzugehen.“            

Dawid Kruiper war nicht nur ein traditioneller Führer, sondern auch ein großer Heiler, 
der sich intensiv für die intellektuellen Besitzrechte der indigenen Bevölkerung (Stichwort 
Hoodia) stark gemacht hat und so auch die Politik bezüglich CITES (Convention on Inter-
national Trade in Endangered Specias of Flora and Fauna) mit beeinflußt hat. 

Sein Tod ist ein großer Verlust für seine Familie, die //Sa! Makai, für seine Community, 
die Khomani San, und für indigene Bevölkerungen weltweit. Auf zurückgegebenem Land 
außerhalb des Kgalagadi Transfrontier Park wurde Dawid Kruiper begraben. Mögest du 
dort den Frieden finden, für den du gekämpft hast.

Robert Konrad   

für Rechts- und Staatswissenschaft 
der DDR in Potsdam (1988-1989). Er 
war Geschäftsträger in Bonn (1990-
1991), Botschafter in Italien, Brasilien 
und Kuba. 1999-2002 amtierte er als 
Protokollchef in Maputo. Er spricht 
Französisch, Englisch, Spanisch, Ital-
ienisch und Deutsch. Österreich wird 
von Berlin mitbetreut, Moçambique 
ist in Wien durch ein Honorarkonsulat  
vertreten. 
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ich war sehr kurzfristig gefragt 
worden, ob ich ein Gespräch mit 

Raymond Louw führen und darüber 
einen Artikel für INDABA schreiben 
mochte. Ich kannte Louw nicht, fand 
aber bald Informationen zu seiner sehr 
beeindruckenden Biographie, die von 
einem großen, nachhaltigen Engage-
ment für Pressefreiheit und Demokratie 
geprägt ist. So war Raymond Louw 
unter anderem Mitte der 1960er bis 
Mitte der 1970er Jahre Herausge-
ber der Apartheid-kritischen Zeitung 
Rand Daily Mail. Später verlegte er 
selbst über viele Jahre, bis 2011, den 
wöchentlichen Southern Africa Re-
port. Vor den ersten demokratischen 
Wahlen in Südafrika 1994 wurde er 
als Vorsitzender des Freedom of Ex-
pression Institute in die unabhängige 
Medienkommission bestellt, deren 
Aufgabe es war sicherzustellen, daß 
der staatliche Rundfunk und vom Staat 
finanzierte Medien unparteiisch waren. 
Raymond Louw ist heute Vorsitzender 
des Südafrikanischen Presserates. 

das Interview fand an einem dieser 
heißen Sommertage Anfang Juli 

im Gastgarten eines Wiener Cafés 
statt. Da ich keine Zeit gehabt hatte, 

mich speziell vorzubereiten, beschloß 
ich, mit meinen Fragen an meinen 
mehrmonatigen Forschungsaufenthalt 
zum Jahreswechsel 1996/1997 in Jo-
hannesburg anzuschließen. Während 
dieser Zeit hatten die Anhörungen der 
Wahrheits- und Versöhnungskommis-
sion (Truth and Reconciliation  Com-
mission) stattgefunden. Mich inter essie-
r  te zu erfahren, was die TRC aus Sicht 
Raymond Louws bewirkt hatte, und ich 
merkte an, daß es damals auch einige 
Kritik gegeben hatte.

Louw bestätigte, daß es eine 
Menge Kritik über die TRC gegeben 
hatte, über die Anhörungen und was 
sie bewirkten. Er selbst sei zur Rolle 
der Presse in der Apartheidära befragt 
worden und findet im 
Rückblick, daß ihm da-
mals die falschen Fragen 
gestellt worden seien. 
So sei er in erster Linie 
über die Schließung des 
Rand Daily Mail befragt 
worden und nicht – wie er es für wichtig 
gefunden hätte – über die Rolle der 
Zeitung während der Apartheid. Ihre 
Schließung hatte seines Erachtens 
mit einer finanziellen Fehlkalkulation 
zu tun, sowie mit dem Unvermögen 

der Geschäftsführung, und sei nicht 
in erster Linie politisch motiviert gewe-
sen, auch wenn sich Viele über die 
Schließung gefreut hätten. Anliegen 
der Zeitung sei es nämlich gewesen, so 

viel Information wie möglich 
darüber zu veröffentlichen, 
was den Schwarzen durch 
das Apartheidsystem an-
getan wurde, was diese 
erleiden mußten, wie die Po-
lizei ihre Macht mißbrauchte 

und wie fatal sich das auswirkte. Daß 
der Rand Daily Mail dies kontinuierlich 
aufgezeigt habe, habe den Weißen 
– insbesondere den AnhängerInnen 
der National Party – geholfen zu ver-
stehen, daß das, was sie taten, falsch 

Viel besser als in der Vergangenheit
... aber geliebt wird unabhängige Kritik nicht

Zu einer Diskussionsveranstaltung über „Medien, Konflikte und 
Menschenrechte“ lud die Austrian Development Agency (ADA) für den 4. 
Juli 2012 in die Diplomatische Akademie in Wien ein. Hauptreferent war der 
südafrikanische Journalist Raymond Louw (86), ein prominenter Kämpfer für 
Medienfreiheit unter dem Apartheidregime und nach wie vor ein kritischer 
Beobachter der Entwicklung. Gerlinde Ehrenreich sprach mit ihm über die 
Situation im heutigen Südafrika.

süDafrika

TRC - nicht 
perfekt, aber 
alternativlos

Ehepaar Louw mit ÖGB-Vizepräsidentin 

Sabine Oberhauser

. . . . . . . . . . . . . . . . .  
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